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Beim Thema Gebietsreform habe er sich „oft
gelangweilt wie die Eule im Mauerloch“, be-
kannte der nordrhein-westfälische Minister-
präsident Heinz Kühn (SPD, 1966–1978) im
Jahr 1981 in seinen Lebenserinnerungen (zit.
auf S. 59). Dem hält Sabine Mecking offensiv
entgegen: „Gebietsreformen sind spannend.“
(S. IX) Dies gelte insbesondere für die kom-
munale Neugliederung in der Bundesrepu-
blik zwischen 1968 und 1978 – ein „gigan-
tisches Reformprojekt“ (S. 14), das die Ge-
samtzahl der Gemeinden von etwas mehr als
24.000 auf rund 8.500 reduzierte (S. 461) und
so „einen massiven und weitreichenden Ein-
griff in traditionelle politische, administrative
und gesellschaftliche Räume und Strukturen“
darstellte (S. 14).

In ihrer Düsseldorfer Habilitationsschrift
konzentriert sich die Historikerin und Ver-
waltungsfachfrau Sabine Mecking auf die Ge-
bietsreformen in Nordrhein-Westfalen, wo die
Eingriffe besonders drastisch ausfielen. Die
Studie entstand im Rahmen eines zeithistori-
schen Forschungsverbunds zur „Gebiets- und
Funktionalreform der 1960er und 1970er Jah-
re“, der vom Institut für westfälische Regio-
nalgeschichte in Münster und der Freiherr-
vom-Stein-Gesellschaft getragen wurde. An-
gesichts des vorherigen, überwiegend ver-
waltungswissenschaftlichen und juristischen
Forschungsstands stellen die hieraus hervor-
gegangenen Studien zusammen die erste ge-
schichtswissenschaftliche Aufarbeitung der
kommunalen Neuordnung dar.1

Methodisch verbindet Mecking
verwaltungs- und politikgeschichtliche
Ansätze mit einer Untersuchung der „sozial-,
kultur- und mentalitätsgeschichtlichen As-
pekte der Neuordnung“ (S. 23). Inhaltlich
legt sie einen Schwerpunkt auf die Frage, in-
wieweit die Entscheidungsträger den Willen
der Bürger berücksichtigten und wie sich die
Partizipationsformen veränderten. Während

Mecking den Gesamtkontext der Reform stets
im Blick behält, vertieft sie mit den Regio-
nen Bielefeld, Bochum/Wattenscheid und
Leverkusen/Opladen drei aussagekräftige
Beispielfälle für die Fusion mehrerer selbst-
ständiger Städte zu einem „Oberzentrum“.

Der erstaunlichste Befund besteht darin,
wie reibungslos die Gebietsreform im Allge-
meinen umgesetzt werden konnte. Mecking
arbeitet hierfür mehrere Gründe heraus: die
politische Strategie der Landesregierung, die
von Beginn an den Schulterschluss mit der
Opposition suchte; die enge, von Beobach-
tern durchaus als Problem empfundene Zu-
sammenarbeit zwischen Exekutive und Parla-
ment; die legislative Ausschaltung des kom-
munalen Vetorechts gegen Eingriffe in das
Gemeindegebiet; sowie eine geschickte Tak-
tung der Reform in zwei Phasen. Zudem be-
stätigte der Verfassungsgerichtshof in Müns-
ter mehrfach die Vorgehensweise der Landes-
regierung und ermöglichte dadurch eine Ver-
festigung der Reformroutinen.

Die Hauptlast der Integration vormals un-
abhängiger Städte zu einem Gemeinwesen
lag bei den Kommunen. Hier hing es offen-
bar stark von der jeweiligen Konstellation
vor Ort ab, ob faire Zusammenarbeit über-
wog oder sich ausgeprägte Verlierer- bzw. Ge-
winneridentitäten herausbildeten. Das Posi-
tivbeispiel ist Bielefeld, das zwar die umlie-
genden Städte nicht ohne deren Gegenwehr
schluckte, ihnen aber im Rahmen der neu-
en Bezirksverfassung großzügige Befugnisse
übertrug. Das Negativbeispiel bildet demge-
genüber Wattenscheid. In einer besonders un-
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günstigen „Pufferlage“ (S. 95) zwischen den
expandierenden Großstädten Essen, Bochum
und Gelsenkirchen gelegen, hatte die Stadt
keine Perspektive auf eine mit den Vorgaben
der Landesregierung konforme Variante von
Eigenständigkeit und wurde schließlich ge-
gen den Willen der städtischen Gremien und
der Bürger nach Bochum eingemeindet. In
Wattenscheid bildete sich mit dem 1970 neu-
gegründeten Heimatverein und einer 1972
folgenden Bürgerinitiative eine für die 1970er-
Jahre typische Protestlandschaft heraus. Hin-
zu kamen die ebenfalls von Wattenscheid aus-
gehende landesweite „Aktion Bürgerwille“,
um ein Volksbegehren gegen die Neuordnung
durchzusetzen, und der „Kettwiger Kreis“,
ein Zusammenschluss von Gemeinden und
Bürgern, die sich noch bis in die 1990er-Jahre
für die Revision bestimmter Eingemeindun-
gen einsetzten.

In dieser Artikulation des Bürgerwil-
lens sieht Mecking einen „historischen
Einschnitt“: Während „die etablierten poli-
tischen Akteure in dieser Zeit häufig noch
stark von einem an Institutionen orientierten,
repräsentativ-demokratischen Staatsbild
geprägt“ gewesen seien, habe sich „in der
mobilisierten Bevölkerung zunehmend ein
basis- bzw. direktdemokratisches Staats-
verständnis“ herausgebildet (S. 436). Es sei
eine „Kultur des Aushandelns“ entstanden
(S. 444). Diese politischen und gesellschaftli-
chen Veränderungen seien nicht allein „auf
ein kleines Protestmilieu“ zurückzufüh-
ren, sondern in einer breiten Bürgerschicht
verankert (S. 460). Der Protest gegen die
Gebietsreform sei zudem stilbildend für spä-
tere Willensbekundungen der Bevölkerung
gewesen.

Mit ihrer Studie gelingt Mecking ein infor-
mativer Überblick zu einem zentralen The-
ma der westdeutschen Verwaltungsgeschich-
te. Die von der Chronologie gelöste Glie-
derung der Studie nach Sachgesichtspunk-
ten führt allerdings zu Redundanzen. Nomi-
nalstil und Passivkonstruktionen erschweren
streckenweise die Lektüre; Verwaltungsfach-
termini werden als bekannt vorausgesetzt.
Außerdem erscheint es wenig geschickt, die
Debatten und Ereignisse im Hauptteil ein-
fach in ihren Abläufen aus den Quellen her-
aus zu referieren und den Leser bis zu einem

analytischen Schlusskapitel auf Folgerungen,
Kategorisierungen und Kontextualisierungen
warten zu lassen. Diese bleiben zudem hin-
ter den Erkenntnismöglichkeiten des Materi-
als zurück.

So macht sich Mecking das etablierte Nar-
rativ zu eigen, wonach auf die Dynamiken
und Krisenerscheinungen der Nachkriegsmo-
derne in den 1960er-Jahren von Seiten des
Staates mit dem Konzept einer umfangrei-
chen gesellschaftlichen Steuerung, von Seiten
der Bürger mit umfassenden Partizipations-
wünschen reagiert wurde, so dass beide An-
sätze in einen unversöhnlichen Widerspruch
gerieten und diese Spannung zur „Transfor-
mation des ‚Obrigkeitsstaates‘ in einen ‚Aus-
handlungsstaat‘“ führte. Das Ziel der Stu-
die ist es, „Einblicke“ in die Geschichte die-
ser Transformation zu gewinnen (S. 23). Da-
bei scheinen sich die beiden Themensträn-
ge „Planung“ und „Protest“ analytisch je-
doch regelrecht zu blockieren: Zum einen ist
das die Geschichte der Gebietsreform selbst,
deren Abläufe im Buch zwar einen breiten
Raum einnehmen, aber vor allem als Hinter-
grundinformation für die eigentliche Frage-
stellung nach der Artikulation von Bürger-
willen dienen. Entsprechend unternimmt Me-
cking erst gar nicht den Versuch, die Leit-
bilder der Reform in die Diskurse einzuord-
nen, die unter den Stichworten „Verwissen-
schaftlichung des Sozialen“, „Planung“ und
„Technokratie“ als prägende Strukturen des
20. Jahrhunderts skizziert worden sind2, oder
zu erörtern, in welchem Verhältnis die ma-
teriellen Problemlagen, auf die die Reform
reagierte, zu dem „planungsoptimistischen
Zeitgeist“ (S. 14) standen, dessen Produkt
die Neuordnung zweifelsohne war. Zum an-
deren ist das die Geschichte des Bürgerpro-
tests, die überwiegend aus der Binnenper-
spektive der Gebietsreform betrachtet wird,
ohne zu berücksichtigen, dass die Frage der
Entscheidungsbefugnisse über lokale Ange-

2 Vgl. etwa Lutz Raphael, Die Verwissenschaftlichung
des Sozialen als methodische und konzeptionelle Her-
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legenheiten, die Suche nach Identitäten oder
das Ringen um Staats- und Gesellschaftsbil-
der zeitgenössische Reizthemen waren, die in
unterschiedlichsten Zusammenhängen debat-
tiert wurden.

Vorschnell erscheint außerdem die Festle-
gung der Perspektive auf Brüche und Gegen-
sätze, wodurch Gemeinsamkeiten und Kon-
tinuitäten aus dem Blick geraten. Was aber
bedeutet es für unser Bild der Konfrontati-
on zwischen Planungsdenken und Partizipa-
tionsansprüchen, wenn ein planerischer Ein-
griff wie die kommunale Gebietsreform in
weiten Teilen der Bevölkerung unwiderspro-
chen hingenommen wurde? Und war ande-
rerseits das bürgerschaftliche Engagement in
den 1970er-Jahren tatsächlich so neu? Insbe-
sondere die Forschungen zu Umwelt- und
Naturschutzinitiativen enthalten zahlreiche
Hinweise darauf, dass Proteste aus der Mit-
te der Gesellschaft eine eigene Tradition auf-
weisen und nicht nur „1968“ zum Vorbild hat-
ten.3 Wenn sich in den Vorständen der Bür-
gervereinigungen in Wattenscheid und Le-
verkusen vor allem Unternehmer, Schulrekto-
ren, Politiker, Vereinsvorsitzende und sonsti-
ge lokale Honoratioren versammelten, die ei-
ne professionelle Werbekampagne gegen die
Eingemeindungen organisierten, dabei groß-
zügige städtische Finanzspritzen zur Verfü-
gung hatten und zugleich die Äußerungs-
formen des Straßenprotests aufgriffen; wenn
sie sich vor Wahlen gern mit den jeweiligen
Oppositionsparteien in Land und Kommu-
ne zusammentaten, gleichzeitig eine Volks-
abstimmung anstrebten und am Ende wie-
der auf konventionelle Lobbyarbeit und Hin-
tergrundgespräche mit Landespolitikern zu-
rückkamen – dann scheinen die Befunde
reichlich Möglichkeiten zu bieten, das Aus-
gangsnarrativ zu verfeinern. Gebietsreformen
sind spannend, das belegt Sabine Mecking
eindrücklich. Das heuristische Potenzial des
Themas ist mit dieser Studie aber noch nicht
erschöpft.
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